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Die Katze ist aus dem Sack: Zu viele Schüler:innen treffen auf zu wenig Lehrkräfte. Es herrscht
Lehrkräftemangel an unseren Schulen. Laut dem Berater:innengremium „Ständige
Wissenschaftliche Kommission“ (SWK) der Kultusminister:innenkonferenz (KMK) fehlen jetzt schon
12.000 Stellen und in den kommenden Jahren soll diese Lücke jährlich um etwa 1.600 Lehrer:innen
ansteigen.

Diese Lage ist der KMK nicht erst seit heute bewusst. Und natürlich nimmt jede:r Beschäftigte:r in
einer Bildungseinrichtung schon lange das zunehmende Problem wahr. Jedoch sind die oben
angesprochenen Zahlen der KMK mit Vorsicht zu genießen. Studien des Bildungswissenschaftlers
Prof. Dr. Klaus Klemm, die er im Auftrag unterschiedlicher Organisationen wie z. B. der GEW oder
des VBE (Verband Bildung und Erziehung) durchgeführt hat, sprechen eher dafür, dass die KMK ein
stark geschöntes Bild zeichnet und mit einer weitaus größeren Lücke bis 2030 zu rechnen ist.

Das dahinter liegende Problem zeichnet sich wie folgt: Geburtenschwache Jahrgänge nehmen in den
kommenden Jahren ihr Studium auf, während geburtenstärkere eingeschult werden – eine größere
Schüler:innenschaft steht einer kleineren Anzahl an potentiell neuen Lehrer:innen gegenüber. Die
Zunahme der Schüler:innenzahlen durch Migration von Geflüchteten verstärkt diesen Effekt noch.
Hier wird zwar gerne nach einem Sündenbock gesucht, doch den alleinigen Auslöser für das
Problem stellt diese bei weitem nicht dar.

Laut Klemm basieren seine Berechnungen wie die der KMK auf einer ähnlichen Annahme des
Anstiegs der Schüler:innenzahl bis 2030 sowie ähnlicher Zahlen der notwendigen Stellen.
Interessant wird es aber, wenn ein Fokus darauf gerichtet wird, wie sich das Neuangebot frisch
ausgebildeter Lehrkräfte bis 2030 entwickelt. Die KMK geht hier von einer konstant bleibenden Zahl
aus. Klemm prognostiziert im Gegensatz dazu ein Sinken der Anzahl jährlich neu ausgebildeter
Lehrkräfte. Dies begründet er durch den Verweis auf die oben schon angesprochenen
geburtenschwachen Jahrgänge, die in den kommenden Jahren ihr Studium beginnen werden.
Weniger potenzielle Lehramtsstudierende bedeuten auch eine geringere Anzahl an Neulehrkräften.
Die Rechnung der KMK beschreibt er in diesem Punkt als schlicht unseriös.

Durch diese unterschiedliche Herangehensweise sieht Klemm im Gegensatz zum KMK für 2030
einen Lehrkräftemangel von 81.000 voraus (480 % mehr als die KMK). Wichtig anzumerken bleibt,
dass diese Zahl notwendig ist, um nur den derzeitigen Status quo aufrechtzuerhalten.

Um bildungspolitische Ziele wie Inklusion, Ganztagsausbau, zusätzliche Betreuung geflüchteter
Jugendlicher zu gewährleisten oder die durch Corona entstandenen Lernrückstände aufzuholen,
werden noch viel mehr neue Lehrkräfte benötigt. Die wirkliche Zahl beläuft sich laut Klemm daher
bis 2030 somit auf weit über 100.000 Fehlstellen, möchte man diese ausgerufenen Ziele auch
wirklich erreichen.

Problem erkannt, Problem gebannt?

Nach den obigen Ausführungen können wir schon einmal festhalten, dass die KMK das Problem
nicht erkennen, sondern politisch kleinreden und leugnen möchte. Auch bei dessen Lösung sieht es
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nicht besser aus.

Am 27. Januar 2023 stellte die KMK die Vorschläge der SWK vor. Darin wird u. a. Folgendes
vorgeschlagen:

Die Möglichkeit der Teilzeit soll eingeschränkt werden.

Die zu unterrichtenden Unterrichtsstunden pro Woche (Deputat) sollen befristet
erhöht werden.

Auslandsabschlüsse sollen einfacher anerkannt werden, um ausländische Lehrer:innen
schneller einsetzen zu können.

Pensionierte Lehrer:innen sollen aus dem Ruhestand geholt werden.

Mithilfe des Fernunterrichts soll eine Lehrkraft nicht nur eine Klasse, sondern
mehrere gleichzeitig unterrichten.

Die Vorschläge wurden richtigerweise von der Vorsitzenden der Gewerkschaft für Erziehung und
Wissenschaft (GEW), Maike Finnern, als „Ausdruck einer Hilflosigkeit“ sowie als „blanker Hohn“
bezeichnet. Sie weist auch darauf hin, dass u. a. die GEW schon seit Jahren auf die Schönrechnerei
der KMK aufmerksam macht. Passiert sei aber nichts. Die GEW verweist auf ihre „15 Punkte gegen
den Lehrkräftemangel“, die sie zur Diskussion stellt.

In diesem Artikel können wir nicht näher auf alle Punkte des „15-Punkte-Programms“ eingehen. Die
Strategie der GEW geht jedoch über ein Anbieten von Diskussionen und Verhandlungen nicht
hinaus. Im Grunde ist das überhaupt keine Strategie, sondern nur eine Form des Vermeidens einer
offenen Konfrontation mit der KMK. Das Problem soll eher mitverwaltet und „gemeinsam
überwunden“ werden, anstatt die Interessen der Beschäftigten darzustellen und offensiv gegenüber
der KMK zu vertreten und durchzusetzen.

Was könnte die GEW anders machen?

Einer der Punkte, die die GEW als Lösung vorschlägt ist u. a.:

„Um ausgebildete Lehrkräfte an den Schulen zu halten, müssen die Arbeitsbedingungen der
Lehrkräfte verbessert und damit attraktiver werden (Senkung der Arbeitszeit, kleinere Klassen,
mehr Ausgleichsstunden, besserer Gesundheitsschutz, höhere Altersermäßigung,
Unterstützungssysteme für Lehrkräfte wie Team-Coaching und Supervision usw.).“
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Diese Forderungen finden sich nicht umsonst unter „Punkt 1“ ihrer Liste! Sie stellen zentrale
Fragen dar, durch den der Lehrer:innenberuf attraktiver gestaltet werden kann, um so Kolleg:innen
im Beruf zu halten und junge Leute für diesen zu begeistern. Leider widerspricht der Vorschlag der
KMK fast allen Forderungen. Dies verdeutlicht, dass hier kein Kompromiss auszuhandeln ist. Es
muss sich vonseiten der GEW auf eine langanhaltende Auseinandersetzung und Angriffe auf die
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten in den Schulen und darüber hinaus eingestellt werden.

Für die GEW spielt daher der Kampf um einen „Tarifvertrag Gesundheitsschutz“ und für „kleinere
Klassen“ in Berlin eine nicht zu unterschätzende Vorreiterrolle! Dieser wird um eine der zentralen
Fragen ausgefochten: Wer holt die Kohlen aus dem Feuer? Die Beschäftigten durch Mehrarbeit und
schlechtere Arbeitsbedingungen – und infolgedessen auch die Schüler:innen und Eltern – oder
werden Verbesserungen erkämpft und durchgesetzt, die die Krise im Sinne der Beschäftigen,
Schüler:innen und Eltern lösen?

Um diesen Kampf aber zu gewinnen, muss die GEW in Berlin ihre Streikstrategie ändern. Die
bisherigen eintägigen Warnstreiks haben gezeigt, dass sie nicht ausreichen, um den Senat zum
Umdenken zu bewegen. Sie sollte die Gespräche für gescheitert erklären, die Organisation sowie
Durchführung eines unbefristeten Erzwingungsstreiks einleiten und ihre Kampfkraft zusammen mit
den Kolleg:innen im öffentlichen Dienst, bei der Post und im Nahverkehr auf der Straße vereinigen.
Hier können wir positiv auf die Initiative der Jungen GEW Berlin verweisen, die richtigerweise eine
Unterschriftenliste gestartet hat, indem sie den Vorstand der GEW Berlin dazu aufruft, die
Verhandlungen für gescheitert zu erklären sowie die notwendigen Vorbereitungen und
Durchführung eines Erzwingungsstreiks einzuleiten
(https://docs.google.com/forms/d/e/1FAIpQLSdDESQdkzQGP6lqAFjbYToI6ylV8LGk9bOyqpJxw-qDr13
7eQ/viewform).

Bundesweite Solidaritätskampagne für die Berliner Kolleg:innen!

Die GEW bundesweit muss aber nicht nur zuschauen, was in Berlin passiert, sondern sollte
schnellstmöglich damit beginnen, den Kampf ihres Berliner Landesverbandes voll zu unterstützen.
Sie sollte eine Solidaritätskampagne initiieren, in der sie Lehrkräfte, Schüler:innen und Eltern in
Solidarität mit dem Berliner Tarifkampf sammelt. Neben dem Aussprechen von Solidarität sollte sie
auch darauf abzielen, politischen Druck aufzubauen, indem sie die SPD und LINKE dazu aufruft, ihre
Blockadehaltung zu durchbrechen. Hierbei sollte sich gezielt auf diese beiden Parteien fokussiert
werden, sind es doch gerade die SPD und LINKE, die am meisten in den Gewerkschaften verankert
sind und somit durch eine gewerkschaftliche Initiative erreicht und unter Druck gesetzt werden
können. Zusätzlich stellen Parteien wie die CDU oder FDP gewerkschaftsfeindliche Parteien dar, von
denen nichts zu erwarten ist. Hier sollte keine politisch diffuse Kampagne gefahren werden, in der
Hoffnung ein paar mehr Solidaritätsstimmen zu bekommen. Aus einer klassenkämpferischen
Gewerkschaftspolitik muss hier eine Klassenlinie gezogen werden und die CDU bzw. FDP stehen
hier auf der anderen Seite.

Eine solche Solidaritätskampagne könnte in zweierlei Hinsicht nützlich sein. Erstens könnte sie dazu
führen, exemplarisch in einem Bundesland „Kleinere Klassen“ tariflich festzuschreiben. Zweitens
könnte sie auch als Ansatzpunkt fungieren, um diese Forderung in einer bundesweiten Initiative zu
kanalisieren und mit weiteren Forderungen des „15-Punkte-Plans“ zu verbinden. Diese bundesweite
Initiative sollte diese Forderungen als Bestandteil der kommenden Tarifverhandlungen rund um den
„Tarifvertrag der Länder“ (TV-L) vorschlagen und diese in die Tarifverhandlungen integrieren.

So hätten alle Kolleg:innen im Bildungsbereich, ob Schule oder Kita, die Chance, nicht nur in Berlin,
sondern bundesweit zusammen mit unseren Schüler:innen und ihren Eltern auf die Straße zu gehen
und der KMK ein klares „Nein“ auf ihre Vorschläge entgegenzurufen. Wir haben die Krise nicht
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verursacht! Wir werden auch nicht dafür geradestehen!


